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E n t wur f  2 . 10 . 201 4  

Bundesgesetz, mit dem das Emissionszertifikategesetz 2011 geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Emissionszertifikategesetz 2011, BGBl. I Nr. 118, i.d.F. BGBl. I Nr. 98/2013, wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 3 wird nach Z 11 folgende Z 11a eingefügt: 
 „11a. „Innereuropäische Luftverkehrstätigkeiten“ Flüge zwischen Flugplätzen in Ländern des 

Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) einschließlich Flüge zwischen Flugplätzen in EWR-
Staaten und Ländern, die 2013 Mitglied der Europäischen Union geworden sind. Ausgenommen 
davon sind Flüge zwischen einem Flugplatz in einem Gebiet der Union in äußerster Randlage im 
Sinne des Art. 349 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) und 
einem Flugplatz in einem anderen Gebiet des EWR.“ 

2. In § 10 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 5a eingefügt: 
„(5a) Abweichend von den Abs. 2, 4 und 5 entfällt für jeden Luftfahrzeugbetreiber, dessen jährliche 

Gesamtemissionen weniger als 25.000 Tonnen Kohlenstoffdioxid betragen, die Verpflichtung zur 
Vorlage einer Bescheinigung einer unabhängigen Prüfeinrichtung gemäß § 14 über die erfolgte Prüfung 
der Emissionen, sofern die Emissionsmeldung mit Daten von Eurocontrol aus der 
Unterstützungseinrichtung für das Emissionshandelssystem der Union unter Anwendung eines 
Instruments für Kleinemittenten gemäß Verordnung (EU) Nr. 606/2010 erstellt wurde. Der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat eine von der 
Eurocontrol-Unterstützungseinrichtung für das Emissionshandelssystem erstellte Emissionsmeldung als 
ausreichend geprüft anzuerkennen.“ 

3. § 14 lautet: 
„§ 14. Unabhängige Prüfeinrichtungen für Emissionen aus Luftverkehrstätigkeiten und ab der 

Meldung für die Emissionen des Jahres 2013 für die Prüfung von Emissionen von Anlagen sowie für 
Anträge gemäß § 25 bedürfen einer Akkreditierung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Vorschriften für die Akkreditierung und 
Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten, ABl. Nr. L 218 S. 30. Die 
Bestimmungen einer Verordnung gemäß Art. 15 der Richtlinie 2003/87/EG sind für die Akkreditierung 
und Aufsicht über unabhängige Prüfeinrichtungen anzuwenden.“ 

4. § 24 Abs. 5 letzter Satz lautet: 
„Die Anpassung der Zuteilung ist jeweils beginnend mit jenem Kalenderjahr, das dem Jahr eines 
Ereignisses im Sinne der Z 1 bis 3 folgt oder ab dem Jahr, ab dem eine Änderung im Sinne der Z 4 und 5 
gilt, vorzunehmen.“ 

5. In § 26 Abs. 3 wird im vorletzten Satz die Wortfolge „vier Wochen“ durch die Wortfolge „acht 
Wochen“ ersetzt. 
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6. § 28 Abs. 2 lautet: 
„(2) Ab dem Jahr 2013 erstrecken sich Handelsperioden für Tätigkeiten gemäß Anhang 2 jeweils 

über Achtjahreszeiträume. Die zweite Handelsperiode für Tätigkeiten gemäß Anhang 2 beginnt am 
1. Jänner 2013 und endet am 31. Dezember 2020.“ 

7. § 53 Abs. 5 lautet: 
„(5) Erfüllt ein Luftfahrzeugbetreiber die Vorschriften dieses Bundesgesetzes nicht und stellt der 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft fest, dass die Einhaltung 
der Vorschriften nicht durch sonstige Durchsetzungsmaßnahmen gewährleistet werden konnte, so kann er 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie die Europäische 
Kommission ersuchen, eine Betriebsuntersagung für den betreffenden Luftfahrzeugbetreiber zu 
beschließen. Ein solches Ersuchen hat zu beinhalten: 
 1. einen Nachweis, dass der Luftfahrzeugbetreiber seinen Verpflichtungen nach diesem 

Bundesgesetz nicht nachgekommen ist, 
 2. Angaben zu den getroffenen Durchsetzungsmaßnahmen, 
 3. eine Begründung für die Verhängung einer Betriebsuntersagung auf Unionsebene sowie 
 4. eine Empfehlung für den Geltungsbereich einer Betriebsuntersagung auf Unionsebene und 

Auflagen, die zu erfüllen sind.“ 

8. Dem § 53 wird folgender Abs. 6 angefügt: 
„(6) Hat die Europäische Kommission gemäß Art. 16 Abs. 10 der Richtlinie 2003/87/EG die 

Verhängung einer Betriebsuntersagung gegen einen Luftfahrzeugbetreiber beschlossen, so sind die zur 
Durchsetzung eines solchen Beschlusses erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. In diesem 
Zusammenhang kann die Austro Control GmbH 
 1. ein Startverbot verhängen, 
 2. ein Einflugverbot verhängen sowie 
 3. die Bewilligung nach § 13 Abs. 1 des Bundesgesetzes über den zwischenstaatlichen 

Luftverkehr 2008, soweit vorhanden, widerrufen. 
Zudem kann der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie die 
Betriebsgenehmigung nach § 102 Abs. 2 des Luftfahrtgesetzes, soweit vorhanden, widerrufen.“ 

9. Nach § 53a wird folgender § 53b samt Überschrift eingefügt: 
„Ausnahmen für Luftfahrzeugbetreiber für die Jahre 2013 bis 2016 

§ 53b. (1) Abweichend von § 8 Abs. 1 hat jeder Luftfahrzeugbetreiber in den Jahren 2013 bis 2016 
nur die Emissionen aus innereuropäischen Luftverkehrstätigkeiten (§ 3 Z 11a) zu überwachen. Eine 
Anpassung der Überwachungskonzepte gemäß § 8 Abs. 2 ist nicht erforderlich. 

(2) Abweichend von § 9 hat jeder Luftfahrzeugbetreiber 
 1. für die Jahre 2013 bis 2016 nur die Emissionen aus innereuropäischen Luftverkehrstätigkeiten 

zu melden; 
 2. die Meldung über die Emissionen des Jahres 2013 bis 31. März 2015 zu übermitteln. 

(3) Abweichend von § 30 Abs. 4 ist für die Jahre 2013 bis 2016 nur die Buchung jenes Anteils der 
Emissionszertifikate auf das Konto des Luftfahrzeugbetreibers im Unionsregister zu veranlassen, der dem 
auf innereuropäischen Luftverkehrstätigkeiten entfallenden Anteil an den gemäß § 30 Abs. 1 oder gemäß 
§ 31 Abs. 4 angegebenen Tonnenkilometern entspricht. 

(4) Für die Zwecke von § 33 und § 38 Abs. 3 gelten für die Jahre 2013 bis 2016 die geprüften 
Emissionen aus innereuropäischen Luftverkehrstätigkeiten als geprüfte Gesamtemissionen. 

(5) Abweichend von § 53 Abs. 1 zweiter Satz wird die Sanktionszahlung in Bezug auf die 
Emissionen des Jahres 2013 nur fällig, wenn Luftfahrzeugbetreiber nicht bis zum 30. April 2015 eine 
ausreichende Anzahl von Emissionszertifikaten zur Abdeckung ihrer Emissionen des Jahres 2013 
abgeben.“ 

10. Dem § 56 werden folgende Abs. 6 und 7 angefügt: 
„(6) Mit der Vollziehung des § 53 Abs. 5 ist der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie betraut. 
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(7) Mit der Vollziehung des § 53 Abs. 6 ist der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie.“ 

11. Dem Anhang 2 wird folgende lit. k) angefügt: 
 „k) vom 1. Jänner 2013 bis zum 31. Dezember 2020 Flüge, die abgesehen von diesem Buchstaben 

unter diese Tätigkeit fallen würden und von einem nichtgewerblichen Luftfahrzeugbetreiber 
durchgeführt werden, dessen Flüge jährliche Gesamtemissionen von weniger als 1 000 
Tonnen aufweisen.“ 

12. Dem § 59 wird folgender Abs. 5 angefügt: 
„(5) § 3 Z 11a, § 10 Abs. 5a, § 14, § 26 Abs. 3, § 28 Abs. 2, § 53 Abs. 5 und 6, § 53b samt 

Überschrift, § 56 Abs. 6 und 7 sowie Anhang 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2014 
treten am Tag nach der Kundmachung in Kraft.“ 


